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Haselbeck, Sebastian

Von: Peters, Julia
Gesendet: Mittwoch, 6. September 2017 11:08
An: D1_
Cc: Dullin, Stefanie; RegO1
Betreff: WG: DGB STN Vereinbarkeit 2016 AW: Beteiligung von Verbänden vor der 

Veröffentlichung von Stellungnahmen im Internet
Anlagen: 2016_01_25_DGB_STN_Vereinbarkeit_2016_02_01fin.pdf

O1-15016/1#34 
 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
 
unten stehendes Schreiben und beigefügte Stellungnahme zum "Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Beruf für Beamtinnen und Beamte des Bundes und Soldatinnen und Soldaten sowie zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften“ übersende ich mit der Bitte um Kenntnisnahme und zur weiteren 
Verwendung. 
 

Mit freundlichen Grüßen  
i.A. 
Julia Peters (Praktikantin) 
Bundesministerium des Innern 
Referat O1- Grundsatzangelegenheiten; Ausschuss für Organisationsfragen; 
Modernisierungsprogramme; Int. Zusammenarbeit in Verwaltungsfragen   
Alt-Moabit 140, 10557 Berlin  
Tel.: 030 18-681 12553 
E-Mail: Julia.Peters@bmi.bund.de 
O1@bmi.bund.de 

Von: Vogel, Kristin  
Gesendet: Montag, 4. September 2017 13:39 
An: Peters, Julia 
Betreff: WG: DGB STN Vereinbarkeit 2016 AW: Beteiligung von Verbänden vor der Veröffentlichung von 
Stellungnahmen im Internet 
 

Von: Sigrid.Werner@dgb.de [mailto:Sigrid.Werner@dgb.de]
Gesendet: Montag, 4. September 2017 13:21 
An: O1_ 
Betreff: DGB STN Vereinbarkeit 2016 AW: Beteiligung von Verbänden vor der Veröffentlichung von Stellungnahmen 
im Internet 
 
Guten Tag Frau Jost, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
anbei sende ich Ihnen die DGB-Stellungnahme zu dem Gesetzgebungsverfahren „Entwurf eines 
Gesetzes zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf für Beamtinnen und Beamte des 
Bundes“ zur Veröffentlichung auf Ihrer Homepage. 
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Leider entspricht der Titel nicht ganz dem von Ihnen angefragten. Falls Ihnen eine DGB-Stellungnahme zu 
dem „Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf für Beamtinnen und Beamte 
des Bundes und Soldatinnen und Soldaten sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften“ vorliegt, bitten wir Sie, uns diese zu senden. Vielen Dank! 

Mit freundlichem Gruß 
i.A. Sigrid Werner 
 
DGB Bundesvorstand 
Abt. Öffentlicher Dienst und Beamtenpolitik 
Henriette-Herz-Platz 2 
10178 Berlin 
Tel: 030 / 240 60-652 
Fax: 030 / 240 60-266 
E-Mail: sigrid.werner@dgb.de 
www.dgb.de 

Von: O1@bmi.bund.de [mailto:O1@bmi.bund.de]
Gesendet: Mittwoch, 23. August 2017 14:58 
Betreff: Beteiligung von Verbänden vor der Veröffentlichung von Stellungnahmen im Internet 
 
O1-15016/1#34 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie wurden innerhalb der laufenden 18. Legislaturperiode auf Grundlage von § 47 Absatz 3 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) zu  
dem Gesetzgebungsverfahren „Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf für Beamtinnen 
und Beamte des Bundes und Soldatinnen und Soldaten sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften“ beteiligt. Ich beabsichtige nunmehr, die mir dazu eingegangenen Stellungnahmen im Internet zu 
veröffentlichen. Dies umfasst auch Namen und sonstige personenbezogene Daten, die in der jeweiligen 
Stellungnahme enthalten sind.  
 
Sofern Sie mit der Veröffentlichung personenbezogener Daten in Ihrer / Ihren Stellungnahme(n) nicht 
einverstanden sein sollten, bitte ich Sie, die jeweilige Stellungnahme mit entsprechenden Schwärzungen zu 
versehen und mir diese in einem PDF-Format erneut zu übermitteln.  
 
Sollten Sie mit der Veröffentlichung der Stellungnahme(n) als solcher nicht einverstanden sein, können Sie auch 
der Veröffentlichung insgesamt widersprechen. In diesem Fall wird auf meiner Internetseite lediglich vermerkt, dass 
von Ihnen zu dem jeweiligen Gesetzgebungsvorhaben eine Stellungnahme übermittelt wurde.  
 
Soweit ich von Ihnen bis zum 6. September 2017 keine gegenteilige Nachricht erhalte, erlaube ich mir davon 
auszugehen, dass Sie mit der vorgesehenen Veröffentlichung der von Ihnen übermittelten Stellungnahme(n) 
einverstanden sind.  
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen telefonisch unter der Rufnummer 030 18681-11919 und per Email unter 
O1@bmi.bund.de zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Tanja Jost 
_____________________________ 
Bundesministerium des Innern 
Referatsleiterin O1 
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Grundsatzangelegenheiten; Ausschuss für Organisationsfragen; 
Modernisierungsprogramme; Int. Zusammenarbeit in Verwaltungsfragen 
Alt-Moabit 140, 10557 Berlin 
E-Mail: O1@bmi.bund.de 


